Sé&chsisches Frauenférderungsgesetz

Gesetz
zur Férderung von Frauen und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf im
offentlichen Dienst im Freistaat Sachsen
(Sachsisches Frauenforderungsgesetz — SachsFFG)

Vom 31. Marz 1994
Der Sachsische Landtag hat am 24. Februar 1994 das folgende Gesetz beschlossen:
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Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§1

Geltungsbereich
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Dieses Gesetz gilt fiir Behdrden, Gerichte und sonstige 6ffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen
des Freistaates Sachsen, die kommunalen Trager der Selbstverwaltung sowie die sonstigen der
Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des 6éffentlichen Rechts.

§2

Gesetzesziel

Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern im &ffentlichen Dienst im
Freistaat Sachsen werden Beschéaftigte nach MaBgabe dieses Gesetzes unter Beachtung des
Vorrangs von Eignung, Beféhigung und fachlicher Leistung (Artikel 33 Abs. 2 des Grundgesetzes)
gefdrdert. Ziel der Férderung ist auch, in starkerem MaBe der Unterreprasentanz von Frauen zu

begegnen, soweit sie in einzelnen Bereichen in geringerer Zahl beschéftigt sind als Manner. 2

§3

Begriffsbestimmungen

(1) Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes sind Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte,
Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter sowie zu ihrer Berufsausbildung beschéftigte Personen. Als
Beschaftigte im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht die Beamten auf Zeit, bei denen die Verleihung
des Amtes auf einer Wahl beruht.

(2) Familienpflichten im Sinne dieses Gesetzes bestehen, wenn eine beschéftigte Person mindestens
ein Kind unter achtzehn Jahren oder einen nach &rztlichem Gutachten pflegebedirftigen sonstigen
Angehorigen tatsachlich betreut oder pflegt.

(3) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die einzelnen Behérden und Betriebe der in § 1
genannten Stellen sowie die Gerichte, die Hochschulen und die Schulen. Gemeinden, Landkreise und
andere Gemeindeverbande bilden unter AusschluB der Eigenbetriebe jeweils eine Dienststelle im
Sinne dieses Gesetzes. Eigenbetriebe gelten als selbstandige Dienststellen. Abweichend von Satz 1
gelten die Stellen der Polizei nach § 68 Abs. 1 des Sachsischen Personalvertretungsgesetzes
(SachsPersVG) vom 21. Januar 1993 (SachsGVBI. S. 29) als Dienststellen im Sinne dieses
Gesetzes. FUr den Begriff der Dienststellenleitung gilt § 7 des Sé&chsischen
Personalvertretungsgesetzes.

(4) Bereiche im Sinne dieses Gesetzes sind die jeweiligen Lohngruppen, Vergltungsgruppen und
Besoldungsgruppen innerhalb einer Laufbahn oder Berufsfachrichtung.

Zweiter Abschnitt
FordermaBBnahmen

§4

Frauenférderplan

(1) In jeder Dienststelle, die den eigenen Stellenplan bewirtschaftet und in der mindestens zehn
Frauen nicht nur voriibergehend beschaftigt sind, ist fir jeweils vier Jahre ein Frauenférderplan zu
erstellen, der innerhalb dieses Zeitraums nach zwei Jahren an die aktuelle Entwicklung anzupassen
ist. Die Personalverwaltung erarbeitet den Frauenférderplan unter frihzeitiger Mitwirkung der
Frauenbeauftragten und legt ihn der Dienststellenleitung zur Genehmigung vor. Er muf3 die Situation
der weiblichen Beschéaftigten beschreiben, die bisherige Férderung der Frauen in den einzelnen
Bereichen auswerten und insbesondere zur Erhéhung des Frauenanteils MaBnahmen zur
Durchsetzung notwendiger personeller und organisatorischer Verbesserungen im Rahmen von
Zielvorgaben und eines zeitlichen Stufenplanes entwickeln. Personenbezogene Daten darf der
Frauenférderplan nicht enthalten.

(2) Der Frauenférderplan muB auch die statistischen Angaben (§ 5) auswerten und vorhandene
Unterschiede im Vergleich der Anteile von Frauen und Mannern bei Bewerbung, Einstellung,
beruflichem Aufstieg und Fortbildung in den einzelnen Bereichen darstellen und begriinden.

(3) Der genehmigte vierjahrige Frauenférderplan ist in der Dienststelle zu veréffentlichen.

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 23.05.2004 Seite 2 von 9


http://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/215/redirect
http://www.revosax.sachsen.de/#FNID_2
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=10392

Sé&chsisches Frauenférderungsgesetz

(4) Soweit der Frauenfdérderplan nicht verwirklicht worden ist, hat die Dienststelle die Griinde dafir im
Rahmen der nach zwei Jahren falligen Anpassung und bei Aufstellung des nachsten
Frauenférderplans gegentiber der Frauenbeauftragten darzulegen und in der Dienststelle zu

verdffentlichen. 3

§5

Statistische Angaben

(1) Die Dienststelle erfaBt in den einzelnen Bereichen jahrlich statistisch die Zahl der Frauen und
Manner

1. unter den Beschaftigten, gegliedert nach Voll- und Teilzeittatigkeit, nach dem Stand vom
30. Juni,

2. bei Bewerbung, Einstellung, beruflichen Aufstieg und Fortbildung fir den Zeitraum vom 1. Juli
des Vorjahres bis zum 30. Juni des Berichtsjahres.

(2) Das nach Ziffer VIII Nr. 5 des Beschlusses der Sachsischen Staatsregierung ber die Abgrenzung
der Geschéftsbereiche der Staatsministerien in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juli 2002
(SachsGVBI. S. 225), in der jeweils geltenden Fassung, fir die Gleichstellung von Frau und Mann
zustandige Staatsministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern Vorschriften zu erlassen Uber

1. die Datenerhebung (Konkretisierung der Erhebungsmerkmale, Form der Erhebung) unter
Berlicksichtigung der Personalstandstatistik nach dem Gesetz Uber die Statistiken der
offentlichen Finanzen und des Personals im &ffentlichen Dienst (Finanz- und
Personalstatistikgesetz — FPStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Méarz 2000
(BGBI. | S. 206), zuletzt gedndert durch Artikel 55 des Gesetzes vom 23. Dezember 2003
(BGBI. I S. 2848, 2900), in der jeweils geltenden Fassung,

2. die Datenubermittlung zwischen den mit der Durchfiihrung der Statistik betrauten Personen und
Stellen sowie

3. die Datenauswertung. *

§6

Stellenausschreibung

(1) Stellenausschreibungen diirfen sich weder 6ffentlich noch innerhalb der Dienststelle
ausschlieBlich an Frauen oder an Manner richten, es sei denn, daB ein bestimmtes Geschlecht
unverzichtbare Voraussetzung fur die ausgeschriebene Tétigkeit ist. Es ist grundsétzlich die
weibliche und die mannliche Form der Stellenbezeichnung zu verwenden. Die Stellenausschreibungen
sind so abzufassen, daB Frauen ausdricklich zur Bewerbung veranlaBt werden.

(2) Auf bestehende Mdglichkeiten zur Teilzeitbeschaftigung ist hinzuweisen.
(8) Absatz 1 gilt auch fir die Ausschreibung von Ausbildungsplétzen.

§7

Vorstellungsgesprach

(1) Soweit in Bereichen Frauen in geringerer Zahl beschéftigt sind als Manner, sollen zum
Vorstellungsgesprach auch alle Bewerberinnen eingeladen werden, die nach den eingereichten
Bewerbungsunterlagen die fir die Stelle erforderlichen Voraussetzungen erfillen.

(2) Fragen nach einer bestehenden Schwangerschaft und der Bewéaltigung der Familienaufgaben sind
unzuldssig.

§8

Einstellung, beruflicher Aufstieg

(1) Soweit Frauen in einzelnen Bereichen in geringerer Zahl beschéftigt sind als Manner, hat die
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Dienststelle nach MaBgabe der Zielvorgaben des Frauenférderplans und entsprechender
Personalplanung

1. Dbei der Besetzung von Beamten-, Richter-, Angestellten- und Arbeiterstellen, auch mit
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben, sowie von Stellen flr die Berufsausbildung,

2. bei der Befdrderung, Héhergruppierung, Ubertragung héher bewerteter Dienstposten und
Arbeitsplatze, auch in Funktionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben,

um der Unterreprasentanz der Frauen zu begegnen, deren Anteil zu erhéhen.

(2) Fir die Beurteilung der Eignung sind Erfahrungen und Fahigkeiten auch aus ehrenamtlicher
Téatigkeit im Sozialbereich und aus der Betreuung von Kindern oder Pflegebediirftigen einzubeziehen,
soweit diese Erfahrungen und Fahigkeiten fir die zu tGbertragenden Aufgaben und die fachlichen
Leistungen erheblich sind.

§9
Fortbildung

(1) Frauen sind bei der Auswahl der Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen mindestens
entsprechend ihrem Anteil an der jeweiligen Zielgruppe der Fortbildung zu berlicksichtigen.

(2) Teilzeitbeschaftigten sind die gleichen beruflichen Fortbildungsmadglichkeiten einzurdumen wie
Vollzeitbeschaftigten.

(8) Die Themen Frauendiskriminierung und Frauenférderung sind Teil von Fortbildungsprogrammen.
Sie sind insbesondere bei Veranstaltungen fiir Beschaftigte mit Leitungsfunktionen vorzusehen.

(4) Frauen sind verstérkt als Leiterinnen und Referentinnen fir Fortbildungsveranstaltungen zu
gewinnen.

(5) FortbildungsmaBnahmen sollen raumlich und zeitlich so angeboten werden, daB Beschéftigte mit
Familienpflichten und Teilzeitbeschéftigte daran teilnehmen kdnnen. Mdéglichkeiten der
Kinderbetreuung sollen im Bedarfsfall angeboten werden.

§10
Familiengerechte Arbeitszeit

Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertraglichen oder sonstigen Regelungen der Arbeitszeit und nach
MaBgabe der dienstlichen Méglichkeiten sind im Einzelfall Beschéftigten mit Familienpflichten bei
Bedarf geanderte tagliche und wéchentliche Arbeitszeiten einzurdumen.

§ 11

Teilzeitbeschéftigung

(1) Unter Bertiicksichtigung der Funktionsfahigkeit der Verwaltung und der personalwirtschaftlichen
und organisatorischen Moglichkeiten hat die Dienststelle ein ausreichendes Angebot an
Teilzeitarbeitsplatzen zu schaffen. Dies gilt auch fiir Stellen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben.
Es ist sicherzustellen, daB sich daraus fiir die Beschéftigten der Dienststelle keine Mehrbelastungen
ergeben.

(2) Wird eine Ermé&Bigung der Arbeitszeit beantragt, so sind die Beschéftigten auf die rechtlichen
Folgen hinzuweisen, insbesondere hinsichtlich der Anspriiche aus der Renten- und
Arbeitslosenversicherung, sowie auf beamtenrechtliche und tarifrechtliche Regelungen. Die
Dienststelle hat eine Ablehnung des Antrages schriftlich zu begriinden.

(3) Teilzeitarbeitsverhaltnisse nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgesetzbuches — Viertes Buch — (SGB)
— Gemeinsame Vorschriften fir die Sozialversicherung — vom 23. Dezember 1976 (BGBI. | S. 3845)
zuletzt geadndert durch Gesetz vom 24. Juni 1993 (BGBI. | S. 944) werden nicht auf Dauer begriindet.

(4) Teilzeitbeschaftigten ist nach Ablauf des Zeitraumes, fir den die ErmaBigung der Arbeitszeit
gewahrt worden ist, ein Vollzeitarbeitsplatz unter Wahrung der bisherigen Funktion anzubieten.
Teilzeitbeschéftigte, die eine vorzeitige Rickkehr auf einen Vollzeitarbeitsplatz anstreben, sollen bei
gleichwertiger Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung bei der Besetzung von
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Vollzeitarbeitsplatzen vorrangig beriicksichtigt werden. Satz 2 gilt entsprechend fir
Teilzeitbeschaftigte, die erstmals eine Vollzeitbeschaftigung anstreben.

§12
Beurlaubung, Wiedereinstieg

(1) Die Dienststelle hat durch geeignete MaBnahmen den aus familidren Griinden beurlaubten
Beschaftigten die Verbindung zum Beruf und den beruflichen Wiedereinstieg zu erleichtern. Dazu
gehért ihre Unterrichtung Uber das Fortbildungsprogramm und das Angebot von besonderen
Veranstaltungen, die den Wiedereinstieg in den Beruf erleichtern und eine Weiterqualifikation
ermdglichen.

(2) Bezige oder Arbeitsentgelte werden fur die Teilnahme an einer Fortbildung wahrend einer
Beurlaubung nicht gewahrt. Notwendige Auslagen werden im Rahmen der verfligbaren
Haushaltsmittel in entsprechender Anwendung des § 22 Abs. 2 des Gesetzes (ber die
Reisekostenvergiitung der Beamten und Richter (Sachsisches Reisekostengesetz — SachsRKG) vom
17. Januar 1994 (S&achsGVBI. S. 105) erstattet.

(3) Befristete Beschaftigungsmaoglichkeiten (Urlaubs- und Krankheitsvertretungen) sollen auf Antrag
vorrangig beurlaubten Beschéftigten angeboten werden, soweit eine Beschaftigung wahrend der
Beurlaubung zulassig ist und dem Zweck der Beurlaubung nicht widerspricht.

(4) Wird eine Beurlaubung beantragt, so sind die Beschéftigten auf die rechtlichen Folgen
hinzuweisen, insbesondere hinsichtlich der Anspriiche aus der Renten- und Arbeitslosenversicherung,
sowie auf beamtenrechtliche und tarifrechtliche Regelungen.

(5) Beurlaubten Beschéftigten ist nach Ablauf des Zeitraumes, fir den die Beurlaubung gewahrt
worden ist, ein Vollzeit- oder Teilzeitarbeitsplatz unter Wahrung der bisherigen Funktion anzubieten.
Beurlaubte Beschaftigte, die eine vorzeitige Rickkehr auf einen Vollzeit- oder Teilzeitarbeitsplatz
anstreben, sind bei der Besetzung von Voll- oder Teilzeitarbeitsplatzen bei gleicher Eignung,
Beféhigung und fachlicher Leistung vorrangig zu berlicksichtigen.

§13
Benachteiligungsverbot bei Teilzeitbeschéftigung
und familienbedingter Beurlaubung

(1) Teilzeitbeschéaftigung darf das berufliche Fortkommen nicht beeintrachtigen; eine unterschiedliche
Behandlung von Teilzeitbeschéftigten und Vollzeitbeschaftigten ist nur notwendig, wenn zwingende
sachliche Griinde sie rechtfertigen. Teilzeitbeschéaftigung darf sich auch nicht nachteilig auf die
dienstliche Beurteilung auswirken.

(2) Entsprechendes gilt fir die Beurlaubung von Beschéftigten mit Familienpflichten; eine
regelmaBige Gleichbehandlung von Zeiten der Beurlaubung und der Teilzeitbeschaftigung ist damit
nicht verbunden.

§14
Tarifvertragliche Vereinbarung

Regelungen flr Arbeithnehmer entsprechend den §§ 142 und 143 des Beamtengesetzes fir den
Freistaat Sachsen (SachsBG) vom 17. Dezember 1992 (SachsGVBI. S. 615) bleiben tarifvertraglicher
Vereinbarung vorbehalten.

§15
Gremien

(1) Die Dienststellen haben bei der Besetzung von Gremien, fir die sie ein Entsendungs-,
Bestellungs- oder Vorschlagsrecht haben, auf eine gleiche Beteiligung von Frauen und Mannern
hinzuwirken.

(2) Gremien im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere Beirate, beratende Ausschisse,
Verwaltungs- und Aufsichtsrate.
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§16
Sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz

(1) Sexuelle Belastigung ist jede erkennbar unerwlinschte sexuell bestimmte kérperliche oder verbale
Verhaltensweise, die die Wirde von Beschéftigten am Arbeitsplatz beeintrachtigt.

(2) Die Dienststellen sind verpflichtet, sexuellen Beléstigungen durch geeignete MaBnahmen
vorzubeugen.

(3) Sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz ist ein Dienstvergehen oder eine Verletzung der
arbeitsvertraglichen Pflichten.

(4) Beschwerden (ber sexuelle Belastigungen nimmt die Frauenbeauftragte entgegen. Sie berat und
unterstitzt die beschwerdefihrende Person bei der Bewaltigung der Folgen der Belastigung und bei
der Wahrnehmung ihrer Rechte. Sie leitet die Beschwerde bei Einwilligung der beschwerdeflihrenden
Person an die Dienststellenleitung weiter. Diese ist verpflichtet, die zur Uberpriifung der Beschwerde
erforderlichen Ermittlungen zu veranlassen und bei festgestellter sexueller Beldstigung die im
Einzelfall angemessenen disziplinarrechtlichen oder arbeitsrechtlichen MaBnahmen zu ergreifen.

(5) Beschwerden Uber sexuelle Belastigungen dlrfen nicht zur Benachteiligung der belastigten Person
fuhren.

§17
Berichtspflicht

Die Staatsregierung legt dem Landtag alle vier Jahre einen Erfahrungsbericht lber die Situation der
Frauen in den in § 1 genannten Verwaltungen und Uber die Anwendung dieses Gesetzes vor. Die
Staatsministerien haben dazu die erforderlichen Angaben zu machen. Der Bericht darf keine
personenbezogenen Daten enthalten.

Dritter Abschnitt
Frauenbeauftragte

§18
Bestellung, Widerruf

(1) In jeder Dienststelle, in der mindestens zehn Frauen nicht nur voribergehend beschéftigt sind, hat
die Dienststellenleitung auf Vorschlag der weiblichen Beschaftigten eine Frauenbeauftragte zu
bestellen. Fir eine Dienststelle, bei der die Voraussetzung des Satzes 1 nicht gegeben ist, ist die
Frauenbeauftragte der ndchsthéheren Dienststelle zustandig. In den Gemeinden, Landkreisen und
anderen Gemeindeverbanden mit mehr als zehn nicht nur voriibergehend beschéftigten Frauen wird je
eine Frauenbeauftragte bestellt. In den Gemeinden und Landkreisen kdnnen die Aufgaben der
Frauenbeauftragten von der nach § 64 Abs. 2 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Sachsen
(SachsGemO) vom 21. April 1993 (SachsGVBI. S. 301) oder § 60 Abs. 2 der Landkreisordnung fr
den Freistaat Sachsen (SachsLKrO) vom 19. Juli 1993 (SachsGVBI. S. 577) zu bestellenden
Gleichstellungsbeauftragten wahrgenommen werden. Entsprechendes gilt in den Hochschulen fir die
Gleichstellungsbeauftragte nach § 121 des Sachsischen Hochschulgesetzes im Freistaat Sachsen
(Sachsisches Hochschulgesetz — SHG) vom 4. August 1993 (SachsGVBI. S. 691). Die Bestellung
der Frauenbeauftragten darf nur mit ihrer Einwilligung erfolgen.

(2) Fur jede Frauenbeauftragte ist eine Stellvertreterin zu bestellen. Die Vorschriften Uber die
Frauenbeauftragte gelten fir die Stellvertreterin entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.

(3) Beschaftigte, die befugt sind, Entscheidungen in Personalangelegenheiten der Dienststelle
vorzubereiten oder selbsténdig zu treffen, dirfen nicht zur Frauenbeauftragten bestellt werden.

(4) Die Frauenbeauftragte wird fir vier Jahre bestellt. Die Wiederbestellung ist méglich. Die
Frauenbeauftragte ist im Geschaftsverteilungsplan zu benennen.

(5) Die Bestellung zur Frauenbeauftragten erlischt durch ihr Ausscheiden aus der Dienststelle oder
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durch Ubernahme einer Tétigkeit nach Absatz 3. Die Dienststellenleitung kann die Bestellung zur
Frauenbeauftragten nur auf deren Verlangen oder wegen grober Verletzung ihrer gesetzlichen
Pflichten widerrufen.

(6) § 121 Abs. 2 und 3 des Sachsischen Hochschulgesetzes bleibt unberiihrt.

§19
Rechtsstellung

(1) Die Frauenbeauftragte gehért der Verwaltung an. Sie wird grundsatzlich unmittelbar der
Dienststellenleitung zugeordnet. Die Frauenbeauftragte ist in der Auslbung ihrer Tatigkeit
weisungsfrei.

(2) Die Frauenbeauftragte wird von ihren Gbrigen dienstlichen Tatigkeiten ganz oder teilweise
freigestellt, soweit es nach Art und GroBe der Dienststelle zur ordnungsgemaBen Durchflhrung ihrer
Aufgaben erforderlich ist. |hr ist die notwendige personelle und sachliche Ausstattung zur Verfligung
zu stellen.

(3) Die Frauenbeauftragte darf bei Erflillung ihrer Aufgaben nicht behindert und wegen ihrer Tatigkeit
nicht benachteiligt oder beglinstigt werden; dies gilt auch fir ihre berufliche Entwicklung. Die
Vorschriften des Sachsischen Personalvertretungsgesetzes Ulber den Schutz der Mitglieder des
Personalrats bei Kiindigung, Versetzung und Abordnung gelten entsprechend.

(4) Die Frauenbeauftragte ist verpflichtet, Gber die ihr bei der Ausiibung ihrer Tatigkeit
bekanntgewordenen persdnlichen Verhaltnisse von Beschaftigten und anderen Angelegenheiten, die
ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach vertraulich zu behandeln sind, Stillschweigen zu bewahren.
Diese Pflicht gilt Gber die Zeit ihrer Bestellung hinaus.

§20
Aufgaben

(1) Die Frauenbeauftragte hat die Aufgabe, den Vollzug dieses Gesetzes in der Dienststelle zu
férdern und zu Uberwachen. Sie wirkt bei allen MaBnahmen ihrer Dienststelle mit, die Fragen der
Gleichstellung von Frauen und Mannern, der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und der
Verbesserung der beruflichen Situation der in der Dienststelle beschaftigten Frauen betreffen. Sie ist
friihzeitig zu beteiligen, insbesondere in

1. Personalangelegenheiten an der Vorbereitung und Entscheidung tber Einstellung, Umsetzung
mit einer Dauer von Uber sechs Monaten, Versetzung, Fortbildung, beruflichen Aufstieg und
vorzeitige Beendigung der Beschéftigung, soweit nicht die Betroffenen diese Beteiligung zu ihrer
Unterstitzung fir sich ausdriicklich ablehnen.

2. sozialen und organisatorischen Angelegenheiten.

Die Rechte des Personalrats, Richterrats und Prasidialrats bleiben unberihrt.

(2) Die Frauenbeauftragte entwickelt eigene Initiativen zur Durchfiihrung dieses Gesetzes und zur
Verbesserung der beruflichen Situation von Frauen sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf fir
Frauen und Manner. Zu ihren Aufgaben gehért auch die Beratung und Unterstiitzung von Frauen in
Einzelfallen bei beruflicher Férderung und Beseitigung von Benachteiligung.

§ 21
Befugnisse

(1) Die Frauenbeauftragte ist zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu
unterrichten. |hr sind die hierfirr erforderlichen Unterlagen friihzeitig vorzulegen und die erbetenen
Auskiinfte zu erteilen. Personalakten darf die Frauenbeauftragte nur mit Einwilligung der betroffenen
Beschéftigten einsehen.

(2) Die Frauenbeauftragte hat ein unmittelbares Vortragsrecht bei der Dienststellenleitung.

(3) Der Frauenbeauftragten ist grundsatzlich die Gelegenheit zur Teilnahme an den Besprechungen
nach § 71 Abs. 1 des Sachsischen Personalvertretungsgesetzes zu geben. Soweit persénliche
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Angelegenheiten behandelt werden, ist die Teilnahme nur mit Einwilligung der betroffenen Person
zuléssig.

(4) Die Frauenbeauftragte ist berechtigt, Sprechstunden und Versammlungen abzuhalten, die
Beschaéftigten zu unterrichten und zu beraten sowie Wiinsche, Anregungen und Beschwerden
entgegenzunehmen.

§22
Beanstandungsrecht

(1) VerstoBe der Dienststelle gegen dieses Gesetz oder gegen andere Vorschriften Uber die
Gleichberechtigung von Frauen und Mannern kann die Frauenbeauftragte gegeniiber der
Dienststellenleitung beanstanden. Die Beanstandung soll spatestens eine Woche nach Unterrichtung
der Frauenbeauftragten tber die MaBnahme erfolgen.

(2) Uber die Beanstandung entscheidet die Dienststellenleitung. Sie hat die beanstandete MaBnahme
oder ihre Durchfiihrung bis zu ihrer Entscheidung aufzuschieben. Halt sie die Beanstandung fir
begrindet, sind die MaBnahmen und ihre Folgen zu berichtigen oder die Ergebnisse der
Beanstandung fir Wiederholungsfalle zu beriicksichtigen. Andernfalls hat die Dienststellenleitung
gegentber der Frauenbeauftragten die Ablehnung der Entscheidung zu begriinden.

(3) Die Frauenbeauftragte einer nachgeordneten Dienststelle kann zu einer nach ihrer Auffassung
fehlerhaften Entscheidung Uber die Beanstandung nach rechtzeitiger Unterrichtung ihrer
Dienststellenleitung die ndchsthdhere Dienststelle um eine rechtliche Stellungnahme bitten und diese
in ihrer Dienststelle unter Beachtung des Dienst- und des Datenschutzrechts bekanntgeben. In
beiden Féllen ist die schriftliche Einwilligung der durch die beanstandete MaBnahme unmittelbar
Betroffenen erforderlich, soweit personenbezogene Daten mitgeteilt werden. Die nadchsthdhere
Dienststelle hat der Bitte um Rechtsauskunft zu entsprechen. Deren weitere Entscheidung und die
Rechtswirkung der beanstandeten MaBnahme richten sich unabhangig von diesem Verfahren nach
den geltenden Vorschriften.

Vierter Abschnitt
SchluBbestimmungen

§23
aufgehoben °

§24
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung in Kraft.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verklinden.
Dresden, den 31. Méarz 1994

Der Landtagsprasident
Erich litgen

Der Ministerprasident
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

1 Inhaltstibersicht § 23 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SachsGVBI.
S. 168, 170)

§ 2 geéndert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (S&chsGVBI. S. 148, 155)
§ 4 geandert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 148, 155)
§ 5 geandert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (S&achsGVBI. S. 148, 155)
§ 23 aufgehoben durch Artikel 6 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (S&chsGVBI. S. 168, 170)
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Anderungsvorschriften

Anderung des Sachsischen Frauenférderungsgesetzes

Art. 6 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SachsGVBI. S. 168, 170)

Anderung des Sachsischen Frauenférderungsgesetzes

Art. 14 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 148, 155)

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 23.05.2004 Seite 9 von 9



	Gesetz zur Förderung von Frauen und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf im öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen  (Sächsisches Frauenförderungsgesetz – SächsFFG)
	Erster Abschnitt  Allgemeine Bestimmungen
	§ 1  Geltungsbereich
	§ 2  Gesetzesziel
	§ 3  Begriffsbestimmungen
	Zweiter Abschnitt  Fördermaßnahmen
	§ 4  Frauenförderplan
	§ 5  Statistische Angaben
	§ 6  Stellenausschreibung
	§ 7  Vorstellungsgespräch
	§ 8  Einstellung, beruflicher Aufstieg
	§ 9  Fortbildung
	§ 10  Familiengerechte Arbeitszeit
	§ 11  Teilzeitbeschäftigung
	§ 12  Beurlaubung, Wiedereinstieg
	§ 13  Benachteiligungsverbot bei Teilzeitbeschäftigung  und familienbedingter Beurlaubung
	§ 14  Tarifvertragliche Vereinbarung
	§ 15  Gremien
	§ 16  Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz
	§ 17  Berichtspflicht
	Dritter Abschnitt  Frauenbeauftragte
	§ 18  Bestellung, Widerruf
	§ 19  Rechtsstellung
	§ 20  Aufgaben
	§ 21  Befugnisse
	§ 22  Beanstandungsrecht
	Vierter Abschnitt  Schlußbestimmungen
	§ 23  aufgehoben 5
	§ 24  Inkrafttreten

	Änderungsvorschriften

